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Konditionierung der Entwicklungshilfe für EI Salvador 

A. Problem 

Die derzeitige Situation in dem zentralamerikanischen Land El 
Salvador ist gekennzeichnet von sozialen Problemen, einem er-
neuten Anstieg der Menschenrechtsverletzungen und einer Sta-
gnation des Demokratisierungsprozesses. 

B. Lösung 

Aufforderung an die Bundesregierung, die entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit mit El Salvador von der Einhaltung der Men-
schenrechte, der demokratischen Entwicklung im Lande und der 
Unterstützung des zentralamerikanischen Friedensprozesses ab-
hängig zu machen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Unveränderte Annahme des Antrags auf Drucksache 11/2405. 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, daß die 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit El Salvador abhängig 
gemacht wird von der Einhaltung der Menschenrechte in El Sal-
vador, der demokratischen Entwicklung in El Salvador und der 
Unterstützung des zentralamerikanischen Friedensprozesses 
durch die Regierung von El Salvador. 

Eine Unterstützung der Streitkräfte oder anderer Sicherheitsor-
gane des Staates El Salvador kommt in keinem Fall in Frage. 

Bonn, den 10. Mai 1989 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Holtz 

Vorsitzender 

Hedrich 

Berichterstatter/in 

Frau Dr. Niehuis 
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Bericht der Abgeordneten Hedrich und Frau Dr. Niehuis 

I 

Der Deutsche Bundestag überwies in seiner 131. Sit-
zung am 9. März 1989 den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN „Konditionierung der Entwicklungshilfe für 
El Salvador" (Drucksache 11/2405 vom 3. Juni 1988) 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und zur Mitberatung 
an den Auswärtigen Ausschuß. 

Der Auswärtige Ausschuß empfahl in seiner 45. Sit-
zung am 10. Mai 1989 dem federführenden Ausschuß 
einstimmig folgenden neuen Beschlußvorschlag: 

„Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-
rung auf, daß die entwicklungspolitische Zusammen-
arbeit mit El Salvador abhängig gemacht wird von der 
Einhaltung der Menschenrechte in El Salvador, der 
demokratischen Entwicklung in El Salvador und der 
Unterstützung des zentralamerikanischen Friedens-
prozesses durch die Regierung von El Salvador. 

Eine Unterstützung der Streitkräfte oder anderer Si-
cherheitsorgane des Staates El Salvador kommt ih kei-
nem Fall in Frage. 

Diesem Vorschlag schloß sich der Ausschuß für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit in seiner 46. Sitzung am 
10. Mai 1989 ebenfalls einstimmig an. 

II. 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 
11/2405) stellte fest, daß die Bundesregierung im 
Jahre 1984 die Entwicklungshilfe für El Salvador aus 
den folgenden drei Gründen wiederaufgenommen 
hatte: 

— in El Salvador sei ein Demokratisierungsprozeß im 
Gang, 

— in El Salvador verbessere sich die Lage der Men-
schenrechte zunehmend, 

— in El Salvador habe die Regierung mit Strukturre-
formen, insbesondere der Agrarreform, die Ursa-
chen des Krieges angegangen. 

Demgegenüber konstatierte der Antrag aufgrund von 
Berichten verschiedener Institutionen und Organisa-
tionen, daß sich die soziale Situation im Lande ver-
schlechtert habe, die Menschenrechtsverletzungen 
wieder zugenommen haben und die Fortführung des 
Dialogs mit der Befreiungsbewegung von der Regie-
rung verweigert werde. 

Aufgrund dieser Situation wurden an die Bundesre-
gierung folgende Forderungen gestellt: 

- Einstellung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit El Salvador; 

— Wiederaufnahme der Zusammenarbeit auf der 
Grundlage eines Berichts einer vom Deutschen 
Bundestag bestellten unabhängigen Kommission; 

— Gewährung eingeschränkter Hilfe nur über Nicht-
regierungsorganisationen, Selbsthilfeorganisatio-
nen der Bevölkerung und ökumenischer Hilfs-
werke; 

— keine Unterstützung der von den Streitkräften 
kontrollierten Regierungseinrichtungen. 

Der Bundesrechnungshof wurde aufgefordert, die 
Projekte der politischen Stiftungen in El Salvador, die 
aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, zu über

-

prüfen. 

Bonn, den 12. Mai 1989 

Hedrich Frau Dr. Niehuis 




